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Der Sozialstaat als Instrument demokratischer Solidarität 
I. Der fraglich gewordene Sozialstaat 
Seit den Zeiten des Reichskanzlers OTTO VON BISMARCK hat der deutsche 
Sozialstaat eine wenig planvolle, dafür aber erstaunlich kontinuierliche Ent­
wicklung genommen. 1 Deswegen wird er bis heute leistungs- und finanzie­
rungsseitig von den Sozialversicherungen und der über sie organisierten Ar­
beitnehmer-Solidarität dominiert, neben dem die systematisch nachrangige 
Fürsorge besteht, die von der steuerfinanzierten Solidarität aller Einwohner 
getragen wird.2 Dieses System zweier, aber eindeutig hierarchisierter Solidari­
täten mag in den ersten Jahrzehnten der Bundesrepublik durchaus sinnvoll 
gewesen sein, es wird heutzutage zunehmend zum Problem, verursacht näm­
lich Leistungsversagen, Finanzierungsprobleme und Gerechtigkeitsdefizite.3 
Bereits im Abgleich mit den sozialstaatlich institutionalisierten, etwa in den 
Sozialgesetzbüchern niedergelegten Zielen oder mit den gesellschaftlichen 
Erwartungen, die über die Jahrzehnte hinweg von diesen Systemen geweckt 
und genährt worden sind, wird sichtbar, dass diese immer weniger in der Lage 
sind, diese Ziele und Erwartungen auch zu erfllllen. Da ist vor allem die in der 
Bundesrepublik zunehmende und sich dabei bei den Betroffenen zunehmend 
verfestigende Armut, die der Sozialstaat nicht nur nicht verhindern kann, son­
dern für die er maßgeblich mitverantwortlich ist. Leistungsversagen bestehen 
aber auch im Bereich der medizinischen und pflegerischen Betreuung oder im 
Bereich der sozialen Dienste. 
Diese und andere Leistungsversagen schlagen unmittelbar auf die Finanzie­
rungsseite durch: In Relation zu seinem Nutzen können die steigenden Belas­
tungen der Beitrags- und Steuerzahler wegen der zunehmenden Leistungsver­
sagen zunehmend weniger gerechtfertigt werden, wobei diese nutzenbezogene 
Delegitimierung durch politisch betriebene Einschränkungen im sozialstaatli­
chen Leistungskatalog noch verschärft wurden. Finanzierungsprobleme hat 
der bestehende Sozialstaat darüber hinaus auch, weil die vor allem durch die 
Arbeitslosigkeit und den demographischen Wandel geöftnete Schere zwischen 
Einnahmen und Ausgaben nicht geschlossen wurde Da er sich einseitig auf die 
1 Vgl. etwa LEISERINO (1999). 
2 VsJ. I..ESSENICH (2004), S. 103-204. 
3 VsJ. dazu ausfflhrlicber: LEssENICH/MOHRINo-HEsSE (2004), s. 16-28. 
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Einkommen abhängiger Beschäftigter und damit an einen säkular sinkenden 
Teil des gesamten Volkseinkommens hält, ist der bundesdeutsche Sozialstaat 
zunehmend weniger in der Lage, den für seine Leistungen notwendigen Anteil 
am gesellschaftlichen Reichtum zu mobilisieren. 
Konstitutiv für die bestehenden Fürsorge- und Sicherungssysteme sind Vor­
stellungen der Leistungs- und Bedarfsgerechtigkeit, sowie die diesen beiden 
Vorstellungen inhärente Gleichheitsforderung. Diesen Gerechtigkeitszielen 
wird der bestehende Sozialstaat immer weniger gerecht, u.a. weil zunehmend 
mehr Menschen in Folge ihrer Arbeitslosigkeit jede Chance verwehrt wird, 
eine sozialstaatlich wie bei allen anderen anerkannte Leistung zu erbringen. 
Frauen werden dagegen bei der sozialstaatlichen Sicherung in Folge ihrer Be­
nachteiligungen auf dem Arbeitsmarkt bis heute und bis in ihre Altersvorsorge 
hinein benachteiligt. Ebenso benachteiligt werden Haushalte mit Kindern - mit 
langfristigen Folgen. 
Zumindest zu einem großen Teil lassen sich die exemplarisch angesproche­
nen, aber auch andere Leistungsversagen, Finanzierungsprobleme und Gerech­
tigkeitsdefizite auf Lücken der beiden über den deutschen Sozialstaat organi­
sierten Solidaritäten zurückführen. In Folge der kategorialen Begrenzung bei 
der sozialen Sicherung bleibt dort der Kreis der Solidargenossen zu klein,: 
Einerseits werden relevante Bevölkerungsgruppen (und da vor allen die mit 
unterdurchschnittlichen Einkommen) aus den solidarischen Sicherungssyste­
men ausgeschlossen und erhalten deswegen keine ausreichend hohen sozial­
staatlichen Leistungen. Andererseits bleiben andere relevante Einkommens­
gruppen (und da vor allem die mit überdurchschnittlichen Einkommen) bei der 
Finanzierung entsprechender sozialstaatlicher Aktivitäten „unbehelligt", wes­
wegen der Sozialstaat den gesellschaftlich verfügbaren Reichtum nicht hinrei­
chend für seien Zwecke mobilisieren kann. Und in Folge der untergründigen 
Funktionszuschreibung der Fürsorgesysteme bleibt dort die kategorial unbe­
schränkte, also allgemeine Solidarität häufig und zunehmend unter dem Be­
darf. Schließlich sind die in beiden sozialstaatlichen Systemen institutionali­
sierten Solidaritäten arbeitsgesellschaftlich und familiaristisch zugeschnitten, 
passen aber gerade deswegen immer weniger zu den veränderten Lebensver­
hältnissen. So gesehen ist ein ,,zu wenig" an Solidarität und ein ,,zu wenig 
zeitgemäß" dieser Solidarität für die Leistungsversagen, Finanzierungsprob­
leme und Gerechtigkeitsdefizite des bundesdeutschen Sozialstaats ursächlich. 
II. Der demokratische Sozialstaat 
Sofern diese Analyse überzeugen kann, empfiehlt sich als Therapie die Aus­
weitung und Modernisierung der über den Sozialstaat laufenden Solidaritäten -
und damit genau das Gegenteil von dem, was uns gegenwärtig in den sozial­
politischen Debatten häufig empfohlen wird. Statt weniger Menschen weniger 
zu Solidarität anzuhalten, müssen mehr Menschen in die über den Sozialstaat 
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organisierte Solidarität hineingenommen und deren Leistungen müssen dem 
Bedarf entsprechend ausgebaut werden. Außerdem müssen Leistungen und 
Zumutungen dieser Solidarität den Lebensverhältnissen der Menschen ange­
passt und in diesem Sinne modernisiert werden. 
Auf den normativen Grundlagen des bestehenden Sozialstaats lässt sich 
dieser Therapievorschlag allerdings nicht rechtfertigen. Deren dominante So­
lidaritätsvorstellung begründet sich durch die Rationalität der gemeinsamen 
Bewältigung gemeinsamer Probleme und des dazu notwendigen Ausgleichs 
ungleichzeitiger Betroffenheiten. Dessen typisches Reziprozitätsverhältnis von 
Geben und Nehmen lässt es nicht zu, den Kreis der Solidargenossen flir alle zu 
öffnen und d.h. eben auch auf nicht gleichermaßen Betroffene auszudehnen. 
Rational ist diese Solidarität zudem nur solange, wie alle anderen sozialstaatli­
chen Leistungen unterhalb ihres Leistungsniveaus bleiben und folglich die 
allgemeinen Fürsorgeleistungen den nötigen Abstand zu den kategorial be­
schränkten Sozialversicherungsleistungen halten. Gilt dieses Abstandsgebot, 
lässt sich der bedarfsgerechte Ausbau sozialstaatlicher Leistungen gerade im 
Fürsorgebereich nicht rechtfertigen. 
Begründen lässt sich sowohl die Ausweitung als auch die Modernisierung 
der über den deutschen Sozialstaat organisierten Solidarität aber dann, wenn 
man diesen als einen demokratischen Sozialstaat begreift. Dann wird die Not­
wendigkeit sozialstaatlicher Aktivitäten nicht von wirtschaftlichen Tatbestän­
den her begründet, also auch nicht von den systematischen Defiziten des kapi­
talistischen Arbeitsverhältnisses her abgeleitet. Vielmehr wird sie von einem 
besonderen gesellschaftlichen Erfordernis demokratischer Gesellschaften her 
und in diesem Sinne eigenständig begründet, nämlich von der Funktion her 
bestimmt, die zur Gewährleistung allgemeiner Beteiligung notwendige V er­
gleichbarkeit von Lebenslagen zu sichern. 4 
Allgemein wird anerkannt, dass der Rechtsstaat mit seinen Institutionen ei­
ne notwendige Bedingung jeder demokratischen Gesellschaft darstellt, inso­
fern er mit den gleichen Rechten gleichberechtigter Bürger die Voraussetzun­
gen ihrer Demokratie sichert. Zwar sind es die Bürger selbst, die sich wechsel­
seitig die gleichen Rechte schulden, sich in eigener Person und im eigenen 
Interesse in den flir sie relevanten gesellschaftlichen Entscheidungen zu ver­
treten. Doch nur vermittelt über den Rechtsstaat, seine Recht setzende und 
durchsetzende Macht gegenüber der Gesellschaft und damit auch gegenüber 
den Bürgern selbst, lassen sich diese wechselseitig gewlhrten Rechte auch flir 
alle verwirklichen und dauerhaft sichern. Der Rechtsstaat ist somit V orausset­
zung und Instrument der Solidarität von Bürgern, sich wechselseitig die glei­
chen Rechte der gesellschaftlichen Beteiligung zu gewährleisten. Um aber 
diese gleichen Rechte ausüben zu können, schulden sich die Bürger darüber 
hinaus auch wechselseitige Unterstützung und Fürsorge, die gemeinschaftliche 
4 Vgl. dazu LESSENICH/MOHRINO-HESSE (2004), S. 39-48; MOHRINO-HESSE (2004a), S. 205-
213. Dort ausfllhrliche Literatwhinweise. 
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Vorsorge vor gemeinsam geteilten Risiken sowie den Ausgleich ihrer sozialen 
Ungleichheiten. Denn nur so können sie alle einigermaßen vergleichbare Le­
benslagen einnehmen - und nur unter deren Bedingung können sie ihre glei­
chen Rechte auch tatsächlich in Anspruch nehmen. Auch für diese materielle 
Seite ihrer Solidarität müssen sich die Bürger staatlicher Institutionen und 
Verfahren bedienen - und bedürfen also des Sozialstaats. Wie der Rechtsstaat 
ist dieser ein unverzichtbares Instrument demokratischer Solidarität und als 
solcher ein fundamentales Funktionserfordernis der demokratischen Gesell­
schaft. 
Als materieller Garant demokratischer Solidarität definiert der demokrati­
sche Sozialstaat seinen Adressatenkreis anders als der in Deutschland beste­
hende, nämlich umfassender: Nicht mehr die abhängig Beschäftigten, sondern 
alle Bürgerinnen und Bürger, unabhängig von ihren individuellen Erwerbsla­
gen und Marktchancen, bilden für ihn die Adressaten sozialstaatlicher Aktivi­
täten. Zwar haben sich (nicht nur) in der Bundesrepublik die Bürger wechsel­
seitig dazu verpflichtet, für ihren Lebensunterhalt selbst zu sorgen, und sich 
auf diese Weise gegenseitig davon entlastet, für einander sorgen zu müssen. 
Dieses wechselseitige Desinteresse ist in einer demokratischen Gesellschaft 
nicht nur möglich, sondern mit dieser hoch kompatibel, weil freiheitssteigernd 
und -verbürgend. Doch hat es seine Grenze in den für alle Bürger gleichen 
gesellschaftlichen Partizipationsansprüchen. Das gleiche Recht, sich in eigener 
Person und für eigene Interessen vertreten zu können, ist für demokratische 
Gesellschaften in einem Maße konstitutiv, dass sich die Bürger für unterein­
ander vergleichbare Lebenslagen interessieren und über ,,ihren" Sozialstaat 
dieses Interesse verwirklichen müssen. Dessen Leistungen richten sich an sie 
alle; er sichert, dass sie alle mit allen anderen vergleichbare Lebenslagen ein­
nehmen können. Jeweils aktuell begünstigt er dazu diejenigen Bürger, die der 
sozialstaatlichen Leistungen zur Wahrnehmung ihrer Beteiligungsrechte tat­
sächlich bedürfen. Darüber hinaus gewährt er jedoch auch allen anderen die je 
individuelle Sicherheit, dass die Vergleichbarkeit auch ihrer Lebenslage den 
Risiken der privaten Existenzsicherung entzogen und so ihr Recht auf gesell­
schaftliche Beteiligung dauerhaft gewährleistet ist. Aber auch in einem ande­
ren Sinne profitieren alle Bürger von „ihrem" Sozialstaat: Mit der Vergleich­
barkeit ihrer aller Lebenslagen sichert dieser die Voraussetzungen ihrer aller 
Demokratie und verwirklicht gerade so ein ihnen allen gemeinsames Interesse. 
Die Bürger sind aber nicht nur die Adressaten des demokratischen Sozial­
staats, sondern zugleich auch dessen „Träger". Als das Instrument ihrer demo­
kratischen Solidarität müssen sie dessen Leistungen und fortgesetzte Leis­
tungsflihigkeit in sozialer Kooperation ermöglichen. Indem der demokratische 
Sozialstaat sie mit Steuern und Beiträgen belastet, vollzieht er diese andere 
Seite ihrer demokratischen Solidarität - und er ,,darf'• dies in dem Maße, wie 
er leistungsseitig die soziale Effektivität dieser Solidarität sicherstellt. 
Bislang ist der demokratische Sozialstaat keine „Tatsache", sondern norma­
tives Konstrukt - und besteht deshalb bestenfalls in der Zukunft als das Ergeh-
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nis sozialpolitischer Reformen am bestehenden. Gleichwohl ist er auch nicht 
ganz fern aller Tatsachen. Denn der bestehende Sozialstaat wurzelt zwar nicht 
in der Demokratie, hat aber maßgeblich zur demokratischen Entwicklung die­
ser Gesellschaft beigetragen.5 Der demokratische Sozialstaat wird diese Ent­
wicklung ,,nur" fortsetzen - und gleichsam aus einer nicht intendierten Folge 
der sozialstaatlichen Aktivitäten deren primär intendiertes Ziel machen. Um 
ihn zu verwirklichen, braucht es aber der Reform des bestehenden, nicht aber 
eines ganz anderen und ganz neuen Sozialstaats: Die bestehenden Sozialversi­
cherungen sollten in Richtung von Bürgerversicherungen verallgemeinert, 
mindestsichernde Elemente in den Mittelpunkt des sozialstaatlichen Leis­
tungskatalogs gerückt und auf- bzw. ausgebaut, ein breit gefächertes Angebot 
von professionellen und allgemein zugänglichen sozialen Diensten muss ge­
schaffen werden. Zur Finanzierung dieser und anderer Leistungen wird man 
alle Bürger heranziehen müssen - und zwar unabhängig davon, welches Ein­
kommen in welcher Höhe sie beziehen. 6 
III. Beteiligung und Befthigung 
Der Vorschlag, den Sozialstaat von den gesellschaftlichen Erfordernissen der 
Demokratie her zu begründen und dessen Reform zu orientieren, ist nicht son­
derlich originell. Er ist lediglich einer von einer Vielzahl sozialwissenschaftli­
cher und -ethischer Vorschläge, sozialstaatlichen Aktivitäten primär vom ge­
sellschaftlichen Inklusions- und Integrationsbedarf her zu bestimmen, wie 
etwa das Konzept der „workfare" und das des aktivierenden Sozialstaats. In­
dem der demokratische Sozialstaat diesen beiden Konzepten gegenübergestellt 
wird, dabei Gemeinsamkeiten und Differenzen erkundet werden, kann er über 
die im vorherigen Abschnitt bereits gemachten Angaben hinaus präzisiert 
werden. 
III. 1. Arbeit 
Zweifelsohne gilt, dass es sich bei der in Deutschland bestehenden Gesell­
schaft nicht nur um eine demokratische Gesellschaft, sondern auch um eine 
Arbeitsgesellschaft handelt. Die Mehrzahl der einzelwirtschaftlich Aktiven 
wird in abhängige Beschäftigung gedrängt, da sie nur über ihr Arbeitsein­
kommen einen eigenständigen und angemessenen Anteil am gesellschaftlichen 
Reichtum erhalten und so ihren Lebensunterhalt selbstlndig sichern können. 
Zahlreiche Institutionen, gerade auch die des Sozialstaats, sichern die mit der 
Kopplung von Arbeit und Einkommen verbundene Nötigung ab, sichern aber 
5 Vgl. HUF (1998); VOBRUBA (1997). 
6 
Vgl. dazu ausfllhrlich: LESSENICH/MÖHRINO-HESSE (2004), s. 49-65. 
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zugleich die Voraussetzungen abhängiger Beschäftigung und fangen deren 
systematischen Risiken und Verwerfungen auf. Um zu dieser Arbeitsgesell­
schaft „dazuzugehören", muss man bei der Veräußerung seines Arbeitsvermö­
gens erfolgreich sein, zu der man genötigt wird. Erwerbsarbeit entscheidet 
also über die arbeitsgesellschaftliche Zugehörigkeit, - und es ist Aufgabe eines 
auf Inklusion hin orientierten Sozialstaats, allen Erwerbspersonen einen er­
folgreichen Zugang zum Arbeitsmarkt zu eröffnen. 
Die auf „workfare" und Aktivierung hin orientierenden Sozialstaatskonzep­
tionen privilegieren bzw. monopolisieren allerdings die arbeitsgesellschaftli­
che Dimension der Inklusion, - und vernachlässigen bzw. ignorieren dagegen 
andere, mit dieser aber gleich wichtige Dimensionen. Werden sozialstaatliche 
Aktivitäten entsprechend konzipiert, dann können diese anderen Inklusions­
dimensionen vom Sozialstaat nicht adäquat bearbeitet werden, kann vermut­
lich nicht einmal die arbeitsgesellschaftliche Inklusion geleistet werden. Wenn 
etwa alle Problemlagen von Erwerbslosen, wie es seit Gültigkeit der Hartz IV­
Gesetze geschieht, zumindest aber geschehen soll, vorrangig unter dem Ge­
sichtspunkt ihrer Wiederbeschäftigung bearbeitet werden, dann können viele 
dieser Problemlagen nicht professionell bearbeitet und kann in der Folge häu­
fig auch nicht für deren (Wieder-)Beschäftigung gearbeitet werden. Weil vom 
Inklusionsbedarf gleichberechtigter Beteiligung her konzipiert, ,,passiert" dass 
in einem demokratischen Sozialstaat nicht: Er kann den arbeitsgesellschaftli­
chen Inklusionsbedarf der Bürger hinreichend beachten, ohne ihn zu über­
höhen. 
11/.2. Politik der Lebensführung 
In den siebziger Jahren prognostizierte man in den Politikwissenschaften die 
„Unregierbarkeit" demokratischer Staaten, da diese sich immer weniger den 
Ansprüchen ihrer Bürger erwehren könnten, dadurch aber ihre Macht und so 
auch ihre gesellschaftliche Funktion verlieren würden. Im Konzept der Akti­
vierung schlägt der bundesdeutsche Staat drei Jahrzehnte später zurück, mel­
det Ansprüche an seine Bürger und setzt diese machtvoll gegen sie durch. 
Adressiert sind diese Ansprüche vor allem an diejenigen unter ihnen, die vom 
Sozialstaat Leistungen beziehen; substantiell zielen sie darauf, dass sich diese 
möglichst konform zu den sozialstaatlichen Instrwnenten verhalten und d.h. 
vor allem, dass sie sich dem Arbeitsmarkt „ohne wenn und aber'' zur V erftl­
gung stellen. Durchgesetzt werden diese Ziele durch Förderangebote, die die 
Geförderten nicht ablehnen können, und durch Sanktionen über Leistungsent­
zug. Nicht nur die Vereinbarung von Fördermaßnahmen, sondern auch deren 
Durchführung zeichnet einen ,,new paternalism"7 aus: Im Rahmen einer „ü­
berwachenden" und ,,kontrollierenden Betreuung" sollen Regeln und Normen 
7 MEAD (1997). 
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des Arbeitsmarktes - zunächst einmal in Trainingsprogrammen oder im Nied­
riglohnsektor - simuliert werden. So sollen defizitäre Verhaltensweisen und 
Persönlichkeitsstrukturen verändert werden, die als der eigentliche Grund für 
prekäre Beschäftigungsverhältnisse und Unterbeschäftigung und allgemein als 
Ursache für Armut und soziale Ausgrenzung unterstellt werden.8 Über die 
Förderung wird somit eine ,,Politik der Lebensführung" betrieben, wobei die 
Geförderten wie ,,Kinder behandelt werden",9 um sie gesellschaftsfähig zu 
machen. Zumindest in dieser Ausformung haben „workfare" und „aktivieren­
der Sozialstaat" wenig mit einem liberalen, geschweige denn: demokratischen 
Staat, dafür weit mehr mit einem Obrigkeitsstaat zu tun, der zumal in Deutsch­
land schon immer am besten wusste, was für seine Bürger das Beste ist. 
1/l.3. Reziprozität 
Obgleich auf Inklusion in die eine, für alle Bürger gemeinsame Gesellschaft 
und entsprechend auf Integration einer Gesellschaft orientierend, wird in den 
Konzepten der „workfare" und des aktivierenden Sozialstaats einem Teil der 
Bürger mit Sonderpflichten bedacht und ihnen Rechte vorenthalten, die für 
alle anderen selbstverständlich sind. Den Beziehern sozialstaatlicher Leistun­
gen, insbesondere im Bereich der sozialen Fürsorge, wird mit Hinweis auf die 
Belastungen der Beitrags- und Steuerzahler abverlangt, dass sie ihre Leistun­
gen durch besondere Pflichten, etwa durch „gemeinnützige" Dienste, oder 
durch Verlust von Rechten, etwa des Rechts auf informationelle Selbstbe­
stimmung, ,,verdienen". Im „aktivierenden Sozialstaat'' werden dessen Leis­
tungen aus dem grundlegenden Reziprozitätsverhältnis gleichberechtigter 
Bürger herausgelöst und auf einer eigenständigen Reziprozität, nämlich auf 
dem Wechselverhältnis zwischen Leistungsempfllngern auf der einen und 
Beitrags- sowie Steuerzahlern auf der anderen Seite begründet. Wenn aber der 
Sozialstaat seine Leistungen nicht an gleichberechtigte Bürger adressiert, dann 
betreibt er in seiner Aktivierung nicht die Inklusion der Leistungsempfllnger in 
die eine Gesellschaft und die Integration eben dieser einen Gesellschaft, son­
dern sorgt im Gegenteil für deren Aufspaltung in mindestens zwei unter­
schiedliche Realitäten. 
Der demokratische Sozialstaat wurzelt dagegen in einem gesellschaftlichen 
Verhältnis, dem alle Bürger als Gleiche angehören, zumindest als Gleiche 
angehören sollen, und von daher mit gleichen Rechten und Pflichten ausge­
stattet sind. An dieser Reziprozität demokratischer Solidarität hat der demo­
kratische Sozialstaat teil, oder genauer: Diese Reziprozität stellt er durch seine 
Leistungen und durch seine Belastungen (vor allem) bei der Finanzierung 
seiner Leistungen her. Im Konzept des demokratischen Sozialstaats lösen so-
1 
Vgl. DAHME/WOHLFAHRT (o.J.). 
9 
MEAD (1997). 
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zialstaatliche Leistungen daher keine Asymmetrien zwischen Leistungsemp­
fängern auf der einen und Beitrags- und Steuerzahlern auf der anderen Seite 
aus, die dann durch besondere Pflichten oder Rechtsminderungen ausgegli­
chen werden müssen. Insbesondere ist in diesem Konzept die Einlösung der in 
der demokratischen Solidarität begründeten Unterstützungsverpflichtung nicht 
von der sofortigen und erwerbsarbeitsförmigen Erbringung von Gegenleistun­
gen abhängig. 
111.4. Freiheit 
Adressat der auf Inklusion zielenden sozialstaatlichen Aktivitäten sind in libe­
ralen Gesellschaften einzelne Menschen, die über ihre Zugehörigkeit zur Ge­
sellschaft ihre Freiheit nicht verlieren, sondern - im Gegenteil - gewinnen und 
ausbauen können sollen. Dass der Freiheit, Autor seines je eigenen Lebens 
sein zu können, die Verantwortung entspricht, das je eigene Leben in die eige­
nen Hände und die eigene Regie nehmen zu müssen, wird in vielen der In­
tegrations- und Inklusionsbezogenen Sozialstaatskonzepte hervorgehoben -
und ist vermutlich auch nicht sonderlich strittig. Die Fähigkeiten und Ressour­
cen der Freiheit wie der Eigenverantwortung müssen allerdings von einzelnen 
immer erst erworben und zudem auch immer wieder neu gesichert werden. 
Gerade darauf zielen viele der auf Inklusion orientierenden Sozialstaatskon­
zepte, ob in einer eher liberalen, neu-sozialdemokratischen oder konservativen 
Variante, dass nämlich der Sozialstaat in die Ressourcen und Fähigkeiten der 
einzelnen investieren soll, ihr je eigenes Leben innerhalb der Gesellschaft in 
Freiheit und Eigenverantwortung leben zu können. 
Den Sozialstaat mit der Befllhigung autonomer Menschen zu beauftragen, 
ist aber dann und erstens problematisch, wenn in den dazu empfohlenen so­
zialstaatlichen Aktivitäten die Freiheit der Aktivierten ,,außer Kraft gesetzt", 
also in der Befllhigung zu Freiheit und Eigenverantwortung gerade diese Frei­
heit nicht zugestanden wird. Geht es darum, dass einzelne Fähigkeiten und 
Ressourcen ihrer Autonomie erwerben und sichern, dann kann ihnen das nur 
gelingen, wenn ihnen bereits die Freiheit zugesprochen wird, in der sie sich 
einüben sollen, sie also in Freiheit „lernen", Autoren ihres eigenen Lebens zu 
sein. Freiheit ist mithin eine gesellschaftliche Vorleistung - und der auf Inklu­
sion bedachte Sozialstaat ist deshalb angehalten, in seinen Aktivitäten der 
Beffihigung auch diese Vorleistung sicherzustellen. Genau das aber wird ver­
letzt, wenn vom Sozialstaat ,,Fördern und Fordern" als gleichrangige Aktivitä­
ten der Aktivierung gefordert und - mehr noch - in der Umsetzung von ,,För­
dern und Fordern" Fördermaßnahmen zurückgestellt, oder gar vernachlässigt 
und vergessen werden. 
Problematisch ist ein mit der Befllhigung autonomer Menschen beschäftig­
ter Sozialstaat auch und zweitens dann, wenn die über den Sozialstaat organi­
sierte Solidarität als Gegenstück zur Eigenverantwortung gedacht und entspre-
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chend auch organisiert wird. Solidarität, also die Verbundenheit mit anderen 
in wechselseitiger Verantwortung, wird bei einer solchen Sicht zu einer Art 
Vorgeschichte der Freiheit und Eigenverantwortung, die wiederum dadurch 
ausgezeichnet wird, dass autonome Menschen der Solidarität nicht bedürfen 
und sie deshalb auch nicht in Anspruch nehmen dürfen. In vielen Konzepten 
wird die Opposition von Solidarität und Eigenverantwortung ausdrücklich 
behauptet, oftmals handelt man sie sich aber auch nur durch das präventive 
Ziel investiver Sozialpolitik ein, durch sozialstaatliche Investitionen in der 
Gegenwart sozialstaatliche Aktivitäten in der Zukunft zu vermeiden, nämlich 
Menschen zu einer autonomen Lebensführung und damit auch zu einer eigen­
ständigen und d.h. privaten Für- und Vorsorge zu beflihigen. Durch rechtzeiti­
ge Investitionen in das Humanvermögen der Menschen kann, so die Behaup­
tung, der Sozialstaat und mit ihm die über ihn organisierte Solidarität zu ei­
genverantwortlichem Leben ohne Sozialstaat und damit auch ohne die über 
ihn organisierte Solidarität beflihigen. 
Übersehen wird bei der expliziten oder impliziten Entgegensetzung von Ei­
genverantwortung und Solidarität, dass Menschen gerade nur dann dauerhaft 
ihre Autonomie leben und sichern können, wenn sie dazu auf die Solidarität 
von und mit anderen zurückgreifen können. Solidarität ist so sehr Vorausset­
zung von Autonomie, dass es geradezu Moment eigenverantwortlichen Lebens 
ist, die zum Erwerb und zur Sicherung der Autonomie notwendige Solidarität 
zu organisieren, sie zu stiften und gegebenenfalls in Anspruch zu nehmen. In 
Folge der sozialstrukturellen Individualisierung und Flexibilisierung sind die 
einzelnen sogar zunehmend stärker auf Solidaritäten angewiesen, gleichzeitig 
werden aber diese Solidaritäten fragiler und unwahrscheinlicher - und damit 
ft1r die einzelnen umso wertvoller. 10 Wird der aktivierende Sozialstaat dennoch 
von der Opposition zwischen Eigenverantwortung und Solidarität her pro­
grammiert und folglich sozialstaatliche Leistungen ft1r Menschen konzipiert, 
die nach Erfolg dieser Leistungen dieser und anderer Leistungen des Sozial­
staats nicht mehr bedürfen, dann wird er gerade nicht zur nachhaltigen Befil­
higung autonomer Menschen und zur dauerhaften Sicherung ihrer Freiheit und 
Eigenverantwortung beitragen. Zudem bleibt bei programmatischer Orientie­
rung an dieser Opposition die Rationalität der Solidarität ungenutzt, gemein­
same Problemlagen gemeinsam zu bewältigen, und werden die einzelnen statt 
dessen auf private und deshalb weniger geeignete Bewältigungsstrategien 
verwiesen. 1 1  
Gerade in Ansätzen, die programmatisch auf die Verwirklichung von Chan­
cengleichheit setzen, wird der Solidaritätsbedarf nur in der Startphase auto­
nomen Lebens, also in Kindheit und Jugend, gesehen und deswegen sozial­
staatliche Aktivitäten auf diese Phase konzentriert. Die Bürger seien kollektiv 
verantwortlich, den jeweils Nachwachsenden die - zumindest im intragenera-
10 
Vgl. Möhring-Hesse (2001), S. 92-99. 
11 
Vgl. DBRS. (2004b), S. 72f. 
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tionellen Vergleich - gleichen Startbedingungen zu gewährleisten. Sind diese 
gegeben, dann seien die Einzelnen ihres eigenen Glückes Schmied und hätten 
,,ihren Weg" zu machen. Eine dauerhafte und vor allem durchgehende Ver­
antwortung der einzelnen untereinander, wie sie nun einmal zwischen Bürgern 
als Mitglieder einer demokratischen Gesellschaft besteht, kommt so nicht in 
den Blick, obgleich sie, wie die gleich guten Startbedingungen, Voraussetzung 
subjektiver Autonomie ist. 
Schließlich und drittens ist problematisch, wenn die sozialstaatlichen Akti­
vitäten der Beflihigung derart auf die einzelnen zugeschnitten werden, dass 
ihre sozialen Zusammenhänge außer Blick geraten, in denen und aus denen 
heraus sie frei und eigenverantwortlich leben (müssen). Die unter dieser 
Blickverengung angeleiteten sozialstaatlichen Aktivitäten sind kaum geeignet, 
ihre Ziele in professioneller Hinsicht gut zu erreichen. Zumindest sind seit den 
70er Jahren die Defizite einer individualisierenden Sozialarbeit bekannt, die 
sich auf die Beratung, Betreuung und Begleitung einzelner konzentriert und 
die sozialen und strukturellen Ursachen ihrer Probleme vernachlässigt bzw. 
außen vor lässt. In der Umsetzung des „aktivierenden Sozialstaats" wird gera­
de diese Einsicht professioneller Sozialarbeit systematisch ignoriert und die 
Defizite individualisierender Beratung, Betreuung und Begleitung durch die 
ausschließlich auf individuelle Hilfebedarfe bezogene Finanzierungs- und 
Steuerungssysteme verfestigt. 12 
//1.5. Gesellschaft 
Hinsichtlich ihres jeweiligen Gesellschaftsbezugs unterscheiden sich die Kon­
zepte der „workfare" und des „aktivierenden Sozialstaats". Betrachtet man im 
ersten die Marktgesellschaft als das dominante lnklusionssystem und den „Un­
ternehmer seiner Arbeitskraft und Vorsorge" als das Ziel und den Adressaten 
sozialstaatlicher Aktivitäten, wird im zweiten der Staat als ein zumindest 
gleichrangiges Inklusionssystem gesehen, dessen sozialstaatlichen Aktivitäten 
primär auf Menschen hin ausgerichtet werden, die zugleich abhängig Beschäf­
tigte und autonome Staatsbürger sind. Neben den Staat wird in beiden Kon­
zepten die „Wohlfahrtsgesellschaft" gestellt, die unabhängig vom diesem, 
manchmal ,,zwischen" Staat und Markt in einem „dritten Sektor'' verortet, 
Leistungen der sozialen Sicherung und Fürsorge erbringt. Von beiden Kon­
zepten gleichermaßen hebt sich der Gesellschaftsbezug des demokratischen 
Sozialstaats ab. In diesem Konzept wird der Sozialstaat auf die demokratische 
Gesellschaft und damit auf die Gesellschaft im ganzen, jedoch auf eine beson­
dere, wenngleich herausragende Dimension dieser Gesellschaft bezogen. Dass 
Menschen über Marktbeziehungen vergesellschaftet werden, wird dabei weder 
ausgeschlossen noch übersehen. Aber die politische Form der Vergesellschaf-
12 Vgl. DAHMFIWOHFAHRT (o.J.), S. 14f.; MANDERSCHEID (2000). 
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tung, also die bewusste Aushandlung von sozialen Beziehungen und deren 
Ordnung, wird dieser - zumindest in normativer Hinsicht - vorangestellt. 
Deswegen wird die Inklusion in entsprechende Aushandlungsprozessen wich­
tiger genommen als die Zugehörigkeit zu marktförmigen Verhältnissen. Eben­
so werden auch die staatsbürgerlichen Verhältnissen relativiert, nämlich vom 
Verhältnis gleichberechtigter Bürger her konzipiert. Was der Staat seinen 
Bürgern schuldet und was wiederum diese ihrem Staat schulden, begründet 
sich primär aus den Erfordernissen ihrer demokratischen Solidarität unterein­
ander, sich die gleichen Beteiligungsrechte und vergleichbare Beteiligungs­
chancen zu gewährleisten. Damit wird der Sozialstaat in der demokratischen 
Gesellschaft ,,nur'' für eine bestimmte Funktion verantwortlich gemacht, näm­
lich die Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass alle Bürger ihre gleichen 
Beteiligungsrechte verwirklichen und dazu vergleichbare Lebenslagen ein­
nehmen können. 
Der demokratische Sozialstaat hat also eine (zumindest systematisch) präzi­
se Verantwortungszuschreibung - und ist keineswegs „für alles" zuständig. Er 
lässt ausreichend Platz für wohlfahrtsgesellschaftliche Aktivitäten, dass Men­
schen - in unterschiedlichsten sozialen, mehr oder weniger weit ausgreifenden 
Zusammenhängen - gemeinsame Probleme als soziale Probleme entdecken 
und deshalb gemeinsam bearbeiten. Aber selbst in seinem originären Verant­
wortungsbereich muss der demokratische Sozialstaat die notwendigen Leis­
tungen nicht immer selbst erbringen. In der Bundesrepublik besteht ein plura­
ler „Wohlfahrtsmix", bewältigen nämlich gesellschaftliche Akteure, allen vor­
an die Wohlfahrtsverbände, in Kooperation sowohl untereinander wie mit 
staatlichen Instanzen sozialpolitische Aufgaben - vor allem bei der Bereitstel­
lung sozialer Dienste. Wegen ihrer Nähe zu den gesellschaftlichen Problemla­
gen und ihren Möglichkeiten, gesellschaftliche Ressourcen der Problembewäl­
tigung zu mobilisieren, sind nicht-staatliche Einrichtungen häufig besser ge­
eignet, diese Dienste zu erbringen. Auf diesem ,,Pfad" sozialstaatlicher Ent­
wicklung kann der demokratische Sozialstaat verbleiben, sucht dann die Ko­
operation mit nicht-staatlichen Einrichtungen. Zur Sicherstellung der notwen­
digen sozialen Dienste nimmt er diese Einrichtungen ,,in Dienst" und damit 
vielfltltigen Einfluss auf deren Arbeit; im Gegenzug nehmen diese aber auch 
Einfluss auf den Sozialstaat und zwingen ihn an ihren Erfahrungen zu „ler­
nen". 
IV. Beteiligungs- und Verteilungsgerechtigkeit 
Vergleichbare Lebenslagen und damit die Voraussetzung allgemeiner und 
gleicher Beteiligung sicherzustellen, betriffl: nicht nur die Einkommen, über 
die die Bürger verfügen können. Unter den Bedingungen pluralisierter und 
flexibilisierter Lebensverhältnisse hängt die Möglichkeit, dass Menschen glei­
che gesellschaftliche Beteiligungsrechte verwirklichen können, zunehmend 
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davon ab, ob sie entsprechend qualifiziert und darüber hinaus dauerhaft bei 
der Entwicklung und Wahrnehmung eigener Interessen unterstützt werden. 
Dazu müssen sie sich einer professionellen und verlässlichen, öffentlichen 
Infrastruktur von Bildung, Beratung und Unterstützung bedienen können. Der 
demokratische ist daher ein investiver Sozialstaat, wobei das Ziel seiner Inves­
titionen nicht - wie in den Konzepten der „workfare" und des aktivierenden 
Sozialstaats - die Vermeidung von sozialstaatlichen Leistungen in der Zu­
kunft, sondern primär die dauerhafte Gewährleistung gesellschaftlicher Parti­
zipation in Gegenwart und Zukunft ist. Indem der demokratische Sozialstaat 
soziale Dienste (und andere öffentliche Güter) in ausreichendem Umfang zum 
allgemeinen Gebrauch sicherstellt, wirkt er sozial ausgleichend - und entlastet 
sich und die Gesellschaft in der Aufgabe, die Vergleichbarkeit von Lebensla­
gen über den Ausgleich unterschiedliche Einkommen durchzusetzen. Gleich­
wohl wird auch der demokratische Sozialstaat umverteilend wirken müssen 
und zwar vor allem dadurch, dass er leistungsseitig Sozialeinkommen gewährt 
und finanzierungsseitig Beiträge und Steuern nach der Leistungsfllhigkeit sei­
ner Beitrags- und Steuerzahler erhebt. Diese Seite des demokratischen Sozial­
staats wird in den aktuellen sozialpolitischen Debatten heftig attackiert - und 
zwar gerade von denjenigen, die in ihren normativen Prämissen ebenfalls auf 
die allgemeine Beteiligung aller Bürger zielen. 13 
Sowohl die Entgegensetzung von Beteiligungs- und V erteilungsgerechtig­
keit als auch eine Priorisierung der Beteiligungsgerechtigkeit ist bestenfalls 
Ausdruck eines systematischen Missverständnisses. Negiert oder zurückge­
stellt wird nämlich die Verteilungsgerechtigkeit, so als ob ihr ein normativer 
Maßstab innewohne und deswegen der Beteiligungsgerechtigkeit gegenüber 
gestellt bzw. ihr gegenüber nachgeordnet werden könne. Im Gegensatz zu 
,Beteiligung' ist ,Verteilung' aber normativ unbestimmt - und kann deswegen 
keine Antwort auf die Frage andeuten, was denn eine gerechte Verteilung ist. 
Wer für Beteiligungsgerechtigkeit ist, der beabsichtigt eine allgemeine Betei­
ligung aller Bürger und hält eben diese für gerecht. ,Beteilungsgerechtigkeit' 
expliziert also einen bestimmten Maßstab zur Beurteilung gesellschaftlicher 
Zusammenhänge und deren politische Ordnung; der Bereich, in dem dieser 
Maßstab Anwendung finden kann bzw. soll, bleibt offen. Dagegen weist ,Ver­
teilung' in ,Verteilungsgerechtigkeit' nur einen Bereich der gesellschaftlichen 
Ordnung aus, der unter dem Maßstab der Gerechtigkeit gestellt wird. Was aber 
die gerechte Ordnung dieser Verteilung ausmacht, das bleibt mit , Verteilungs­
gerechtigkeit' noch vollkommen unbekannt. Erst durch Angabe von Zielen, 
die mit der Verteilung erreicht werden sollen, lässt sich eine bestimmte Vertei­
lung als gerecht bzw. als ungerecht qualifizieren. So aber heben ,Beteili­
gungs-' und , Verteilungsgerechtigkeit' auf unterschiedliche Dimensionen der 
Gerechtigkeitsbegriffs ab - und können folglich nicht, zumindest nicht sinn-
13 Vgl. etwa MERKEL (2001 ); PRIDDAT (2003). 
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vollerweise in eine begriffliche Opposition zueinander gebracht oder auf einer 
Prioritätenliste indiziert werden. 
Ein mögliches, wenn auch nur grundsätzliches Ziel, auf das hin die Reich­
tumsverteilung normativ konzipiert werden kann, ist die allgemeine Beteili­
gung aller Bürger. Wer politisch daraufhin orientiert, der muss die vertei­
lungspolitischen Voraussetzungen der allgemeinen Beteiligung und eine zu­
mindest in diesem Sinne gerechte Verteilung intendieren. Um etwa Bildungs­
chancen gleichmäßig auf alle verteilen zu können, muss man den gesellschaft­
lich verfügbaren Reichtum auch entsprechend nutzen - und das heißt eben: 
entsprechend verteilen. Wer dagegen auf eine gerechte Verteilung „verzichtet" 
oder sie in der Prioritätenliste seiner politischen Ziele hintenan stellt, der ver­
nachlässigt damit die Voraussetzungen allgemeiner Beteiligung und verfolgt 
daher auch nicht Beteiligungsgerechtigkeit als Ziel. 
Der Zusammenhang zwischen allgemeiner Beteiligung und gerechter Ver­
teilung kann darüber hinaus ausgeführt werden - und dann ein tragflihiges 
Konzept der Verteilungsgerechtigkeit begründen. 14 Ähnlich wie in der 
RA WLS 'sehen Kooperationsgesellschaft Klugheitserwägungen für die gerechte 
Reichtumsverteilung relevant sind, bestehen in einer demokratischen Gesell­
schaften grundlegende Anforderungen an die Verteilung des in dieser Gesell­
schaft verfügbaren Reichtums: Damit sich die Bürger nicht nur die gleichen 
Rechte und Freiheiten gewähren, sondern alle diese gleichen Rechte und Frei­
heiten auch verwirklichen können, müssen sie alle mindestens über ein ausrei­
chend hohes Einkommen und Vermögen verfügen. So sind alle Bürger mit 
mindestens jenen Anteilen am Volkseinkommen und -vermögen zu beteiligen, 
mit denen sie ihre gleichen Rechte verwirklichen können. Weiterhin müssen 
die Ungleichheiten bei den Einkommen und Vermögen in einer akzeptablen 
Spannweite gehalten werden. Einzelne Personen oder Personengruppen dürfen 
auf Grund ihrer höheren Einkommen oder Vermögen keine außerordentlichen 
Einflussmöglichkeiten aufbauen und dadurch die Beteiligungsmöglichkeiten 
anderer beschädigen. Vorteile bei der Verteilung von Einkommen und V er­
mögen dürfen daher maximal das Niveau erreichen, dass die Bürger mit ge­
ringeren Einkommen und Vermögen sie durch andere Machtressourcen, vor 
allem durch politische Macht, kompensieren können. 
Jeder (Sozial-)Staat wird die über Mark:prozesse laufende Einkommens­
und Vermögensverteilung korrigieren, sofern er nicht alle seinen Leistungen 
über Gebühren finanzieren und bei einzelkapitalistischer Verfassung der von 
ihm getrennten Volkswirtschaft auch nicht eigenständig auf den gesellschaft­
lich erwirtschafteten Reichtum zugreifen kann. Die über den demokratischen 
Sozialstaat laufende Umverteilung wird nun aber mehr noch, nllmlich aus­
drücklich in die demokratische Ordnung der gesellschaftlichen Reichtumsver­
teilung einbezogen und als eines der Instrumente konzipiert, mit denen die 
demokratisch geforderten Grenzen der Reichtumsverteilung gesellschaftlich 
14 
Vgl. dazu MOHRINO-HEsSE (2004a), S. 133-151 .  
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auch durchgesetzt werden. Im Vergleich zum bestehen wird im demokrati­
schen Sozialstaat die einseitige Belastung der Erwerbseinkommen vermieden 
und alle Haushalte mit all' ihren Einkommen zur Finanzierung seiner Ausga­
ben entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit herangezogen. Durch diese und 
andere Reformen wird Sozialpolitik als eine, nicht als einzige Form der Ver­
teilungspolitik betrieben, ohne deshalb Sozial- und Verteilungspolitik gleich­
zusetzen. 
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